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Pressemitteilung  

 

Bundesverfassungsgericht verhandelt am 12. Oktober über Eilanträge zu CETA – 

Mehr Demokratie, foodwatch und Campact setzen auf ein Verbot der vorläufigen Anwendung 

 

• Urteilsverkündung zu den Anträgen auf einstweilige Anordnung bereits am 13. Oktober 

• Gericht könnte die „vorläufige Anwendung“ des kompletten CETA-Vertrags untersagen 

• Auch die Themen „Einstimmigkeit“ und „gemischtes Abkommen“ werden behandelt 

 

23. September 2016. Das Bundesverfassungsgericht verhandelt am 12. Oktober 2016, 10 Uhr, 

über mehrere Eilanträge, die darauf zielen, die vorläufige Anwendung des Handelsvertrages 

CETA zwischen der EU und Kanada vorerst zu verhindern. Neben der von Campact, foodwatch 

und Mehr Demokratie initiierten Verfassungsbeschwerde „Nein zu CETA“ werden drei weitere 

Verfassungsbeschwerde sowie eine Organklage der Partei Die Linke behandelt. Alle fünf 

Klägergruppen setzen darauf, dass das Gericht den deutschen Vertreter im Rat der 

Europäischen Union dazu verpflichtet, auf der entscheidenden Sitzung im Oktober gegen die 

vorläufige Anwendung von CETA zu stimmen. 

 

„Solange das Gericht nicht im Hauptsacheverfahren darüber entschieden hat, ob CETA mit dem 

Grundgesetz vereinbar ist, dürfen auch keine politischen Tatsachen geschaffen werden und genau 

das würde durch eine vorläufige Anwendung passieren“, erklärt Roman Huber, 

geschäftsführender Bundesvorstand des Vereins Mehr Demokratie. „Dafür spielt es auch keine 

Rolle, ob die Schiedsgerichte von der vorläufigen Anwendung ausgenommen werden. Die 

demokratisch nicht-legitimierten CETA-Ausschüsse würden auf jeden Fall vorläufig ihre Arbeit 

aufnehmen. Wir sind der Ansicht, dass dadurch die Rechte des Bundestags und des Europäischen 

Parlamentes beschnitten werden und setzen darauf, dass das Gericht das verhindert.“ 

 

„Das Bundesverfassungsgericht hört die CETA-Kritiker zu ihren zentralen Argumenten an. Das zeigt, 

dass sich die Kritikpunkte nicht einfach so beiseite wischen lassen, wie es Herr Gabriel und Frau 

Merkel gerne hätten“, ergänzt Thilo Bode, Geschäftsführer der Verbraucherorganisation 

foodwatch. „Die vorläufige Anwendung eines demokratieschädlichen Vertrages ohne Abstimmung 

in den nationalen Parlamenten ist brandgefährlich, weil die negativen Auswirkungen des 

Abkommens Fakten schaffen – und zwar nicht vorläufig, sondern endgültig.“ 

 

Aus der Verhandlungsgliederung geht hervor, dass sich das Bundesverfassungsgericht auch mit 

der Rechtsnatur von CETA (gemischtes Abkommen oder reines EU-Abkommen?) sowie mit dem 



              
 

 
 

Seite 2 von 2 
 

Ratifikationsverfahren (qualifizierte Mehrheit oder Einstimmigkeit bei der Zustimmung 

notwendig?) befassen wird. Die Klarstellungen zu diesen Punkten dürften für den weiteren 

Ratifikationsprozess auch in anderen Ländern von großer Bedeutung sein. So könnte etwa ein 

Veto der österreichischen Regierung das Abkommen zu Fall bringen, wenn CETA von allen 

Mitgliedstaaten einstimmig beschlossen werden muss. Am 13. Oktober ist bereits die 

Urteilsverkündung angesetzt – dort wird es nur um die sogenannten Anträge auf einstweilige 

Anordnung gehen. Die inhaltlichen Kritikpunkte der Beschwerdeführenden wird das Gericht 

später in einem Hauptsacheverfahren behandeln. 

 

Links:  

- Terminladung und Verhandlungsgliederung: www.ceta-verfassungsbeschwerde.de/wp-

content/uploads/2016/09/2016-09-22_Muendliche_Verhandlung.pdf   

- Hintergrundpapier zur Verfassungsbeschwerde: www.tinyurl.com/ceta-

verfassungsbeschwerde    

- Schriftsatz der Verfassungsbeschwerde: www.mehr-demokratie.de/fileadmin/pdf/2016-08-

30_CETA-Klage.pdf   

- Zusammenfassung des Prozessvertreters: www.mehr-

demokratie.de/fileadmin/pdf/Hintergrundpapier_zur_CETA-Klage.pdf   

 

Pressekontakte:  

- Mehr Demokratie: Anne Dänner, presse@mehr-demokratie.de, 030 / 42 08 23 70 

- foodwatch: Martin Rücker, presse@foodwatch.de, 0 30 / 2 40 47 62 90  

 

 


